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Amtliche Bekanntmachung 
 
Beschlüsse des Grossen Gemeinderates vom 18. Januar 2010 

 
 
 

I. Die Interpellation E. Wettstein (SP) betr. Schwimmbad Oberw'thur wird dringlich 
erklärt und aufgrund der mündlichen Beantwortung durch den Stadtrat als erledigt 
abgeschrieben. 

  
II. 1. Die Volksinitiative "Mehr Kinderbetreuungsplätze für Winterthur" wird mit einem 

IV. Nachtrag zur Verordnung über die familienergänzende Kinderbetreuung der 
Stadt Winterthur vom 27. April 1998 und Zielvorgaben für den Voranschlag umge-
setzt. (Der detaillierte Beschluss kann unter http://www.stadt.winterthur.ch/stadt-
politik heruntergeladen oder während der Beschwerdefrist auf der Stadtkanzlei, 
Stadthaus, eingesehen werden.) 2. Dieser Umsetzungsbeschluss untersteht dem 
fakultativen Referendum. 

  
III. Für den Bau eines Kreisels Feldwiesenstr. für die Zu- und Wegfahrt ins Wohn- 

und Einkaufszentrum Rosenberg, für eine neue Lichtsignalanlage Schaffhauser-
/Feldwiesenstr., eine neue Lichtsignalanlage Feldwiesen-/Seuzacherstr. und die 
Erneuerung der bestehenden Lichtsignalanlage Schaffhauser-/Seuzacherstr. so-
wie für die neue Busendhaltestelle in der Seuzacherstr. aufgrund der Verlänge-
rung der Buslinie 3 wird zu Lasten der Investitionsrechnung des Verwaltungsver-
mögens ein Kredit von brutto CHF 2'950'000.-- bewilligt. Stichtag für die Berück-
sichtigung der teuerungsbedingten Mehr- oder Minderkosten: 1. Okt. 2008. 

  
IV. 1. Der neuen Verbandsordnung des Zweckverbandes „Regionalplanung W'thur 

und Umgebung“ (RWU) vom 17. Juni 2009 wird zugestimmt. 2. Der Stadtrat wird 
ermächtigt, allfälligen Änderungen im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
beim Regierungsrat und/oder bei den Partnergemeinden zuzustimmen, sofern 
diese keine wesentlichen Auswirkungen auf die Stadt haben. 

  
V. Das Postulat M. Zeugin (EVP/EDU/GLP), J. Altwegg (Grüne/AL) und H. Keller 

(SVP) betr. Open Source Pilotprojekt in der Stadt W'thur wird sofort abgelehnt und 
als erledigt abgeschrieben. 

  
VI. Die Interpellation St. Schär (SVP) und G. Bienz (CVP) betr. privaten Internet-

gebrauch in der Stadtverwaltung wird aufgrund der stadträtlichen Antwort als erle-
digt abgeschrieben. 

  
VII. Das Postulat R. Werren (FDP), R. Isler (SVP), U. Bründler (CVP), M. Zeugin 

(GLP) und H. Iseli (EDU) betr. Ausgabenbremse wird sofort abgelehnt und als 
erledigt abgeschrieben. 
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VIII. Die Interpellation F. Künzler (SP) betr. antizyklische Konjunkturpolitik wird auf-

grund der stadträtlichen Antwort als erledigt abgeschrieben. 
  
IX. Die Interpellation F. Künzler und S. Stierli (SP) betr. Zukunft der städtischen Be-

teiligung an der Fortuna Obertor AG wird aufgrund der stadträtlichen Antwort als 
erledigt abgeschrieben. 

  
X. Die Interpellation R. Wirth (SP) betr. Einsatzdoktrin von Stadtbus bis 2011 wird 

aufgrund der stadträtlichen Antwort als erledigt abgeschrieben. 
  
XI. Die Interpellation F. Künzler (SP) betr. überfüllte S12 im Freizeitverkehr wird auf-

grund der stadträtlichen Antwort als erledigt abgeschrieben. 
 
 

Bürgerrechtsgeschäfte: 
  
Unter Vorbehalt der Erteilung des Kantonsbürgerrechts werden in das Bürgerrecht der Stadt 
Winterthur aufgenommen: 

 
I. Rusiti Vaid, geb. 1960 und Ehefrau Rusiti geb. Emini Fatime, geb. 1956, mit Kind 

Argend, geb. 1995, mazedonische Staatsangehörige 
  
II. Saliji Florim, geb. 1983, mit Kind Blentin, geb. 2007, mazedonische Staatsangehörige
  
III. Jakupi geb. Ademi Zeliha, geb. 1981 und Ehemann Jakupi Mukrem, geb. 1978, mit 

Kindern Sara, geb. 2001 und Züdi, geb. 2005, mazedonische Staatsangehörige 
  
IV. Ahmetaj Shkelzen, geb. 1980, serbisch-montenegrinischer Staatsangehöriger 
  
V. Weber, Hans Jochen, geb. 1966, deutscher Staatsangehöriger 
  
VI. Stankovic geb. Nikolic Ana, geb. 1955, serbisch-montenegrinische Staatsangehörige
  
VII. Maina, John Murage, geb. 1959, mit Kind Don Murage, geb. 2008, kenianische 

Staatsangehörige 
  
  
Drei Gesuche um Einbürgerung in der Stadt W’thur werden um je ½ Jahr, zwei Gesuche um 
je 1 Jahr zurückgestellt und ein Gesuch wird abgelehnt. 

 
 
 
 
Rechtsmittel:  
- Beschwerde an den Bezirksrat; Frist 30 Tage ab Publikation 
- Stimmrechtsrekurs an den Bezirksrat; Frist 5 Tage ab Publikation 
 
Referendum an den Stadtrat 
Frist: 30 Tage ab Publikation 
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